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Meinung Montag, 14. Juli 2025

Gastbeitrag: Worum es bei den neuen Verträgen mit der EU geht, Teil 5

Wie werden die Löhne geschützt?
Unternehmer und Firmen in der EUund der
Schweiz könnenwährend 90Tagen pro Jahr
Dienstleistungen in der anderen Vertragspartei
erbringen. Firmen dürfen Arbeitnehmer entsen-
den. Dabeimüssen sie die amArbeitsort gelten-
den Löhne undArbeitsbedingungen beachten.
Auf dieseWeisewird ein fairerWettbewerb
garantiert und Lohndumping verhindert.

Die Schweiz hat die flankierendenMassnahmen
erlassen, umdie Einhaltung dieser Vorgabe
sicherzustellen. Ausländische Firmenmüssen
ihren Einsatz acht Tage imVoraus den Behörden
melden. Unternehmer, die selbstständig tätig
sind und folglich nicht unter das Entsenderecht
fallen,müssen dies auf Verlangen nachweisen.
So soll Scheinselbstständigkeit verhindert
werden. Bei Verstössen drohen Strafen.

Unternehmer und Firmen aus der EUnutzen die
Dienstleistungsfreiheit rege. 2024wurden in der
Schweiz 85’000 entsandte Arbeitnehmer
gemeldet, die vorwiegend im verarbeitenden
Gewerbe und imBaunebengewerbe tätig waren.
Bei risikobasierten Kontrollenwurden in rund
einemViertel der Fälle Lohnunterbietungen
festgestellt. Bei Personen, diemutmasslich
selbstständig erwerbstätig waren, wurde in
7 Prozent der Kontrollen eine Scheinselbststän-
digkeit vermutet. Nun soll das Freizügigkeitsab-
kommenweiterentwickelt werden. Dies betrifft
auch den Lohnschutz.

GleicherLohnfürgleicheArbeit am
gleichenOrt
Die Schweiz und die EUbekennen sich neu
ausdrücklich zumPrinzip «gleicher Lohn für
gleiche Arbeit am gleichenOrt». Die Schweiz
akzeptiert die Übernahme von neuenRichtli-

nien der EU zumEntsenderecht in das Freizü-
gigkeitsabkommen.Die EU sichert der Schweiz
zu, das in der Schweiz gängige Kontrollsystem,
bei demdie Sozialpartnerinnen und die Kantone
beteiligt sind, weiterhin anzuwenden.

Die EUhatte in der Vergangenheit diverse
flankierendeMassnahmen der Schweiz als
unverhältnismässig und diskriminierend kriti-
siert. Nun haben sich die Schweiz und die EU auf
einenKompromiss geeinigt: In Risikobranchen
ist eine Voranmeldefrist von vier Arbeitstagen
zulässig. Die Schweiz kann von Firmen, welche
bei einem früheren Einsatz ihren Verpflichtun-
gen nicht nachgekommen sind, eine Kaution
verlangen. Zur Bekämpfung der Scheinselbst-

ständigkeit ist es erlaubt, die Vorlage vonDoku-
menten zu verlangen.

Ergänzend dazu schlägt der Bundesrat autono-
meMassnahmen vor, um das Lohnschutz-
niveau in der Schweiz abzusichern. Die Sozial-
partnerinnen und die Kantone haben sich
vorgängig auf diese Massnahmen verständigt.
Dazu gehören die Digitalisierung des Melde-
verfahrens und die Vereinfachung des Erlasses
von allgemein verbindlichen Gesamtarbeits-
verträgen. Gegen ausländische Firmen, welche
bereits einmal gegen den Lohnschutz verstos-
sen haben, soll weiterhin eine Dienstleistungs-
sperre verhängt werden können. 2023 wurden
mehr als 600 solche Sperren verhängt. Nun
wird die Bundesversammlung über diese
Vorschläge beraten.

Spesen
Bei der Spesenregelung konnte sich die
Schweiz in den Verhandlungen nicht durchset-
zen. Heute müssen ausländische Firmen den
entsandten Arbeitnehmern in der Schweiz
ortsübliche Spesen bezahlen. Die EU war nicht
bereit, diese Praxis vertraglich abzusichern. Es
ist unklar, ob sie mit dem neuen EU-Recht
vereinbar ist. Diverse EU-Mitgliedstaaten – wie
Deutschland und Frankreich – verlangen von
ausländischen Firmen ebenfalls, ortsübliche
Spesen zu entrichten.

Der Bundesrat schlägt der Bundesversamm-
lung vor, die geltende Spesenpraxis weiterzu-
führen. Dieses Vorgehen verdient Unterstüt-
zung. Es ist wenig wahrscheinlich, dass die EU
die Schweizer Regelung angreifen wird. Bei
einem Streitfall zwischen einer ausländischen
Firma und einem entsandten Arbeitnehmer

wird es am Bundesgericht liegen, denWillen
der Bundesversammlung höher zu gewichten
als eine allfällig gegenteilige Auslegung des
Freizügigkeitsabkommens.

Dynamisierung
Das Freizügigkeitsabkommen beruht auf dem
EU-Recht. Konsequenterweise sind die neuen
institutionellen Regeln, welche in alle Binnen-
marktabkommen eingefügt werden, auch auf
dieses Abkommen anwendbar. Die Schweiz und
die EU verpflichten sich, neue Rechtsakte der
EU imBereich des Entsenderechts dynamisch
zu übernehmen, vorbehältlich der vereinbarten
Ausnahmen.Die Schweiz kann sich bei der
Vorbereitung vonRechtsakten in der EU ein-
bringen. Jede Partei kann die Einsetzung eines
Schiedsgerichts verlangen, sofern sich die
Parteien bei einemStreit nicht gütlich einigen.

Zusätzlich zuden erwähnten Sonderregeln haben
sichdieEUunddie Schweiz auf eineNicht-Rück-
schritt-Klausel geeinigt.Demnachmuss die
Schweiz neueRechtsakte derEUnicht überneh-
men, soferndas Schutzniveau inder Schweiz
dadurchbedeutendgeschwächtwürde.Diese
Klausel ist einVerhandlungserfolg der Schweiz.
KeinEU- undEWR/Efta-Mitgliedstaat kennt
eine vergleichbare Sonderbehandlung.

Grosser Empfang für Leo XIV. in der päpstlichen Sommerresidenz

Unter grossem Jubel machte sich Papst Leo XIV.
am Sonntag auf den Weg in die Pfarrei San Tom-
maso da Villanova in Castel Gandolfo. Viele Gläu-

bige strömten in den kleinenOrt naheRom, in dem
Leo die Ferien verbringt, um der Angelus-Predigt
des Papstes zu lauschen. Bild: Giuseppe Lami/EPA

Schweizer Zahlenlotto
4, 9, 10, 14, 23, 38 Glückszahl: 1

Replay-Zahl: 8 Jokerzahl: 6 7 2 1 7 4

12.07.2025

Deutsches Zahlenlotto
10, 20, 23, 26, 31, 44 Super 6: 5 0 0 6 5 8

Superzahl: 7 Spiel 77: 5 8 6 1 7 8 9

12.07.2025

Österreichisches Zahlenlotto
8, 9, 10, 16, 22, 41 Zusatzzahl: 13

Joker: 1 8 0 0 4 6

13.07.2025

Euromillions
8, 23, 24, 45, 49 Sterne: 2, 10

2. Chance: 2, 3, 34, 35, 50

Super-Star: B40 7 A 11.07.2025
Alle Angaben ohne Gewähr

Lotto

Letzte Meldungen
Gleitschirmpilot bliebhängen

Oberägeri Ein59-jährigerGleitschirm-
pilot ist abgestürzt und blieb 25 Meter
hoch in einer Baumkrone hängen. Erst
nach stundenlanger Rettungsaktion
konnte er geborgenwerden – und zwar
unverletzt. Über 30 Einsatzkräfte wa-
ren beteiligt. Die Unfallursache wird
untersucht. (chm)

Zwei Tote imFerienparadies

Sardinien Bei einem Frontalcrash
nahe Arzachena auf Sardinien sind
zwei jungeMänner (17- und 18-jährig)
umsLeben gekommen, ein 16-Jähriger
wurde schwer verletzt. Sie waren auf
demWeg zur Arbeit in einemWasser-
park. Zwei deutsche Touristinnen im
anderen Auto kamen verletzt ins Spi-
tal. (chm)
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